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ANTRAG





der Fraktion „DIE LINKE“





vom 14.10.08








Weihnachtsbeihilfe für Bedürftige








An den 


Vorsitzenden des Kreistages Offenbach


Kreistagsbüro





im Hause





Mit der freundlichen Bitte um Weiterleitung an den Kreisausschuß

















Beschlussempfehlung:





In Umsetzung des Kreistagsbeschlusses DS.Nr.: 0494/2007 vom 10.10.2007:





„Der Kreis Offenbach setzt sich gegen Kinderarmut ein."





prüft der Kreis Offenbach die Einrichtung eines Sozialfonds, aus dem Soforthilfen für die betroffenen Kinder sichergestellt werden. Das Ergebnis der Prüfung wird den Fraktionen spätestens zur Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 04.Dezember 2008 schriftlich vorgelegt.





Aus diesem Fonds sollen sowohl bedarfsorientierte einmalige Beihilfen zum Jahresende gezahlt werden können, als auch Finanzierungshilfen für die notwendigen Utensilien für den Schulstart, Zuschüsse zu Klassenfahrten und Ausflügen sowie  Zuschüsse zu kieferorthopädischer Behandlung für die Kinder bedürftiger Familien. 








Begründung:








Durch den begrüßenswerten Beschluss 0494/2007 aus Oktober des vergangenen Jahres besteht für viele Eltern im Kreis Offenbach immer noch die Hoffnung, dass Ihre finanzielle Situation zukünftig einmal Linderung erfährt. Die aktuellen Schwierigkeiten bei der Fortführung der medizinischen Behandlung oder der Gestaltung des anstehenden Weihnachtsfestes bleiben jedoch erhalten. Die Regelsatzleistungen für Ernährung, Schulsachen und Gesundheit sowie natürlich auch für Sport solcher Kinder sind zu niedrig, das wird inzwischen offiziell anerkannt.
















































































Die Abschaffung der Weihnachtsbeihilfe im Zuge der Sozialreformen im Jahr 2005 steht im Widerspruch zur Bedeutung des Weihnachtsfestes. 


Weihnachten ist für viele Menschen ein wichtiger Bestandteil des religiösen Lebens, zumindest aber ein wichtiges Familienfest zum Jahresabschluss. Mit der Weihnachts-beihilfe wurde nach der Rechtsprechung zum BSHG anerkannt, dass das Weihnachts-fest unabhängig von der Konfession und vom Grad der religiösen Bindung allgemein der Anlass ist, nahestehenden Menschen durch Geschenke eine Freude zu bereiten und die Weihnachtstage allgemein mit einem höheren Aufwand verbunden sind (so sinngemäß das Bundesverwaltungsgericht). Der zusätzliche Bedarf für das  Weihnachtsfest wird seit 1985 konkret ermittelt. 


Die vorgenommene Pauschalisierung von einmaligen Leistungen in einen geringfügig erhöhten Regelsatz ist kein hinreichendes Argument gegen die Zahlung einer Weihnachtsbeihilfe. Mit den bestehenden (Eck-)Regelsätzen in Höhe von etwas mehr als 350 Euro pro Monat ist kein Ansparen für einmalige Sonderbedarfe wie das Feiern eines Weihnachtsfestes möglich. 


Die konkrete Bedarfsermittlung über die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) erlaubt zudem Zweifel daran, dass überhaupt an spezifische Sonderbedarfe wie das Weihnachtsfest gedacht wurde. Für Geschenke an Kinder sind in der Ein- kommens- und Verbrauchsstatistik gerade einmal 1,47 Euro pro Monat vorgesehen (Spielwaren in der Abteilung 09 Freizeit, Unterhaltung und Kultur). Insbesondere Kinder von Sozialleistungsbezieherinnen und -beziehern werden damit von üblichen Standards der Gesellschaft abgekoppelt und mit erheblichen Folgen für sie ausgegrenzt.


.


Wir bitten um Zustimmung unseres Antrages


























Herzlichen Dank.





Per Oldehaver


Friedrich Elgert


DIE LINKE im Kreistag Offenbach
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